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§11 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezemb er 2015 außer 
Kraft. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Cam­
ping- und Wochenendplatzverordnung vom 10. Novem­
ber 1982 (Gv. NRW S. 731) außer Kraft. 

Düsseldorf, den 24. März 2011 

304 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, 

Wohnen und Verkehr 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Harry K. V 0 i g t s b erg e r 

Gv. NRW 2011 S. 197 

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Justiz 

im Land Nordrhein-Westfalen 
(Justizgesetz Nordrhein-Westfalen - JustG NRW) 

Vom 5. April 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Artikell 
Das Justizgesetz Nordrhein-Westfalen (Artikel 1 des 
Gesetzes zur Modernisierung und Bereinigung von Jus­
tizgesetzen im Land Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 
2010, Gv. NRW S. 30) wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

1.1 In Teil 4: Justizkostenrecht wird die Überschrift zu 
Kapitel 1: " Gebührenbefreiung, Stundung und 
Erlass von Kosten" durch die neue Uberschrift 
"Gebührenbefreiung, Stundung, Niederschlagung 
und Erlass von Kosten" ersetzt. 

1.2 In der Inhaltsangabe zu Teil 4: Kapitel 1 wird die 
Angabe ,,§ 123 Stundung und Erlass von Kosten" 
durch die Angabe ,,§ 123 Stundung, Niederschla­
gung und Erlass von Kosten" ersetzt. 

1.3 In Teil 6: Schlussbestimmungen wird die Angabe 
"Anlage zu § 125 Absatz 2" durch die Angabe 
"Anlage zu § 124 Absatz 2" ersetzt. 

2. Teil 4: Justizkostenrecht wird wie folgt geändert: 

2.1 Die Überschrift zu Kapitel 1: " Gebührenbefreiung, 
Stundung und Erlass von Kosten" wird durch die 
neue Überschrift " Gebührenbefreiung, Stundung, 
Niederschlagung und Erlass von Kosten" ersetzt. 

2.2 § 123 wird wie folgt geändert: 

2.2.1 Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: 

"Stundung, Niederschlagung und Erlass von Kosten'.' 

2.2.2 In Absatz 1 wird die Angabe ,,§ 1 Absatz 1 Num­
mern 5 bis 9" wird durch die Angabe ,,§ 1 Absatz 1 
Nummern 4 b bis 9" ersetzt. 

2.2.3 Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 ein­
gefügt: 

,,(2) Ansprüche der in Absatz 1 genannten Art können 
befristet oder unbefristet niedergeschlagen werden, 
wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg 
haben wird oder wenn die Kosten der Einziehung 
außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen." 

2.2.4 Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 
und 4. 

2.2.5 In Absatz 4 Satz 2 - neu - werden nach den Wör­
tern "seines Geschäftsbereichs" die Wörter "oder 
auf andere Stellen, die Forderungen aus dem Jus­
tizressort beitreiben," eingefügt. 

3. Die Überschrift der Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

Die Angabe "Anlage zu § 125 Absatz 2" wird durch 
die Angabe "Anlage zu § 124 Absatz 2" ersetzt. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2011 in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 5. April 2011 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

(L. S.) 
Der Justizminister 

Thomas K u t s c hat y 

- Gv. NRW 2011 S. 199 

16. Änderung des Regionalplans 
für den Regierungsbezirk Detmold, 
Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld, 

im Gebiet der Stadt Gütersloh 
Vom 28. März 2011 

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Detmold hat in 
seiner Sitzung am 31. Januar 2011 die 16. Anderung des 
Regionalplans für den Regierungsbezirk Detmold, Teil­
abschnitt Oberbereich Bielefeld, im Gebiet der Stadt 
Gütersloh beschlossen. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Detmold am 7. Februar 2011 - Aktenzeichen 32 - gemäß 
§ 19 Absatz 6 des Landesplanungsgesetzes NRW vom 3. 
Mai 2005 (GV. NRW S. 430), zuletzt geändert durch Arti­
keIl des Gesetzes vom 16. März 2010 (Gv. NRW S. 212), 
angezeigt. 

Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach § 14 
Satz 1 Landesplanungsgesetz. 

Gemäß § 14 Satz 3 Landesplanungsgesetz wird die Ände­
rung des Regionalplans bei der Staatskanzlei des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Landesplanungsbehörde), der 
Bezirksregierung Detmold (Regionalplanungsbehörde) 
sowie dem Kreis Gütersloh und der Stadt Gütersloh zur 
Einsicht für jedermann niedergelegt. 

Die Änderung des Regionalplans wird mit der Bekannt­
machung wirksam. Damit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 
5 Raumordnungsgesetz zu beachten. 

Ich weise darauf hin, dass die in § 12 Absatz 5 Raumord­
nungsgesetz genannte Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln .der Abwägung bei 
der Erarbeitung und Aufstellung der Anderung des Regi­
onalplanes unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner­
halb eines Jahres seit Bekanntmachung des Regional­
plans gegenüber der Bezirksregierung Detmold 
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die Ver­
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden ist. 

Düsseldorf, den 28. März 2011 

Die Ministerpräsidentin 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Dr. Christoph E p P i n g 
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